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Einführung: 
Problemstellung und Ziel der Arbeit 

Das Fachplanungsrecht ist eine komplexe Materie: Es hat diejenige vorhaben-
bezogene Planung zum Gegenstand, die mit dem Erlaß eines Planfeststellungs-
beschlusses abschließt1. Hierbei hat der Gesetzgeber das einschlägige Verwal-
tungsverfahren  wie auch die an Planungsentscheidungen zu stellenden materiell-
rechtlichen Anforderungen  in diffiziler  Weise ausgestaltet. Das bedeutet fur Plan-
feststellungsbeschlüsse eine erhöhte Fehleranfalligkeit,  da sie in vielfaltiger Hin-
sicht der Gefahr formeller  und bzw. oder materieller Rechtswidrigkeit ausgesetzt 
sind. 

Dieser Fehleranfälligkeit  steht das praktische Interesse gegenüber, am Bestand 
eines einmal erlassenen Planfeststellungsbeschlusses festzuhalten, selbst wenn er 
rechtswidrig sein sollte. Denn die gerichtliche Aufhebung eines rechtswidrigen 
Planfeststellungsbeschlusses als prozessuale Konsequenz des § 113 Absatz 1 Satz 
1 VwGO bedeutet, daß das gesamte Planfeststellungsverfahren  erneut durch-
geführt  werden muß, um das jeweils festzustellende Vorhaben realisieren zu kön-
nen2. Gerade diese Konsequenz wird aber angesichts der Komplexität des Verfah-
rensablaufs zunehmend als Übel empfunden. Denn ein Planfeststellungsverfahren 
ist in der Regel ausgesprochen zeitaufwendig und steht einer raschen Verwirkli-
chung planfestzustellender Vorhaben im Wege. 

Vor diesem Hintergrund ist die seit nunmehr etwa 20 Jahren sich abzeichnende 
Tendenz zu sehen, die Fehlerfolgen im Fachplanungsrecht zu reduzieren. Insbe-
sondere die Rechtsprechung bemüht sich, die weitestreichende Konsequenz der 
Rechtswidrigkeit von Planfeststellungsbeschlüssen, nämlich die Aufhebung ge-
mäß § 113 Absatz 1 Satz 1 VwGO, einzuschränken: Nicht mehr jeder Fehler soll 
zur Kassation des Beschlusses fuhren. Diese Reduzierungsbemühungen lassen 

1 Die folgenden Ausführungen gehen insofern von einem engen, formalen Begriff 
des Fachplanungsrechts aus. Zu den verschiedenen Inhalten des Planungsbegriffs  vgl. 
Kühling,  Fachplanungsrecht, Rdnr. 4 ff.;  Ronellenfitsch,  VerwArch 80 (1989), 1 m.w.N. 

2 Gerhardt  in  Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 114 Rdnr. 53 (dort in 
FN 328); Steinberg,,  NVwZ 1988, 1095/1099. 

2 Hildebrandt 
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sich grob in zwei Kategorien unterteilen3: Zum einen betreffen  sie die Beacht-
lichkeit von Fehlern, zum anderen die Möglichkeit ihrer Heilung. Zur ersten 
Gruppe gehören solche Fehler, die die materielle Entscheidung der Planfeststel-
lungsbehörde, also den Inhalt des Planfeststellungsbeschlusses, nicht beeinflußt 
haben. Sie gelten als unbeachtlich und fuhren damit im Ergebnis nicht zur Auf-
hebung eines angefochtenen Planfeststellungsbeschlusses durch das Gericht. 
Hierunter fallen vor allem formelle Mängel, z.B. Begründungs- oder Verfahrens-
fehler,  aber auch einige materiell-rechtliche Defizite, wie etwa bestimmte Verstö-
ße gegen das das Fachplanungsrecht maßgeblich bestimmende Abwägungsge-
bot. Die zweite Kategorie der Instrumente zur Reduzierung von Fehlerfolgen um-
faßt die Heilung formeller  und materieller Fehler etwa mittels Durchführung  ei-
nes ergänzenden Verfahrens4, vorrangig aber die Heilung durch eine nachträgli-
che Ergänzung des Planfeststellungsbeschlusses. 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung soll ein Institut der letztgenannten 
Kategorie sein: die Vorrangigkeit eines Planergänzungsanspruchs gegenüber ei-
nem Planaufhebungsanspruch. Wie die meisten der oben genannten Mechanis-
men zur Reduktion von Fehlerfolgen ist auch der Vorrang des Planergänzungsan-
spruchs durch das BVerwG entwickelt5 und — wie noch zu zeigen sein wird -
mittlerweile vom Gesetzgeber nachvollziehend geregelt worden6. Dieses Vor-
rangverhältnis betrifft  Planfeststellungsbeschlüsse, die eine an sich gemäß § 74 
Absatz 2 Satz 2 VwVfG (bzw. entsprechender Vorschriften  einzelner Fachpla-
nungsgesetze) notwendige Festsetzung von Schutzmaßnahmen nicht enthalten, 
aus der Perspektive des von diesem Mangel Betroffenen  also unvollständig sind. 
Der Vorrang des Planergänzungsanspruchs als Institut zur Reduktion von Fehler-
folgen läßt sich dabei auf folgende Formel bringen: Der vom Fehlen einer ihn be-
günstigenden Festsetzung, z.B. einer Lärmschutzmaßnahme, Betroffene  hat 

3 Eine Systematisierung der einzelnen Institute zur Reduzierung von Fehlerfolgen 
wird im 2. Kapitel vorgenommen. 

4 Vgl. z.B. § 75 Absatz 1 a Satz 2, 2. Alt. VwVfG in der Fassung des Gesetzes vom 
12. September 1996 (BGBl. I, S. 1354). 

5 Grundlegend BVerwG, Urteil vom 07. Juli 1978 - 4 C 79.76 u.a. - , BVerwGE 56, 
110/132 f. = Buchholz 442.40 § 8 LufitVG Nr. 2 = DVB1. 1978, 845 = DÖV 1978, 804 = 
NJW 1979, 64 (mit Anmerkung von Bichel)  = BauR 1979,211. 

6 Bundesgesetze: § 36 d Absatz 6 Satz 2 BBahnG, § 17 Absatz 6 c Satz 2 FStrG, 
§ 19 Absatz 4 Satz 2 WaStrG, § 10 Absatz 8 Satz 2 LuftVG, § 29 Absatz 8 Satz 2 PBefG, 
jeweils in der Fassung des Planungsvereinfachungsgesetzes vom 17. Dezember 1993 
(BGBl. I, S. 2123); § 5 Absatz 7 Satz 2 Magnetschwebebahnplanungsgesetz vom 23. 
November 1994 (BGBl. I, S. 3486); § 75 Absatz 1 a Satz 2 VwVfG in der Fassung des 
Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetzes  vom 12. September 1996 (BGBl. I, 
S. 1354). Landesgesetze: z.B. § 37 Absatz 9 Satz 2 StraßenG-LSA vom 06. Juli 1993 
(GVB1. S. 334). 
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grundsätzlich keinen Anspruch auf Aufhebung des unvollständigen Planfeststel-
lungsbeschlusses, sondern nur einen Anspruch auf dessen Ergänzung um die je-
weils unterbliebene Festsetzung. Ein Aufhebungsanspruch besteht lediglich 
dann, wenn das Fehlen der Schutzmaßnahme für die Planungsentscheidung ins-
gesamt von so großem Gewicht ist, daß dadurch die Gesamtkonzeption der Pla-
nung in einem wesentlichen Punkte berührt wird. Der in der Unvollständigkeit ei-
nes Planfeststellungsbeschlusses liegende Fehler soll also grundsätzlich nicht 
durch Aufhebung des Beschlusses beseitigt, sondern wenn möglich im Wege sei-
ner Ergänzung geheilt werden. Maßgeblich ist damit ein Vorrangverhältnis: Plan-
ergänzung soll den Vorrang genießen gegenüber der Planaufhebung. Bezogen auf 
die Reaktionsmöglichkeiten des Planbetroffenen  drückt sich dies in einem Vor-
rang des Anspruchs auf Planergänzung gegenüber dem auf Planaufhebung aus. 
Zur Verdeutlichung sei folgender typischer Beispielsfall angeführt:  X ist Eigen-
tümer eines Grundstücks, in dessen Umgebung eine Bundesfernstraße  gebaut 
werden soll. Die zuständige Planfeststellungsbehörde erläßt nach Durchführung 
eines Planfeststellungsverfahrens  einen Beschluß, mit dem sie das Vorhaben fest-
stellt. In diesem Beschluß verabsäumt sie es, zugunsten des X Lärmschutzmaß-
nahmen anzuordnen, obwohl dies nach §§ 41, 42 BImSchG in Verbindung mit 
§ 74 Absatz 2 Satz 2 VwVfG erforderlich  gewesen wäre. Als Reaktion auf diesen 
Mangel wird dem X grundsätzlich kein Anspruch auf Aufhebung des unvollstän-
digen Planfeststellungsbeschlusses zugebilligt, sondern lediglich ein Anspruch 
auf dessen nachträgliche Ergänzung um die zunächst unterbliebene Festsetzung 
von Lärmschutzmaßnahmen. Eine gegen den Planfeststellungsbeschluß erhobe-
ne Anfechtungsklage des X hat demnach keinen Erfolg, wohl aber eine auf Plan-
ergänzung gerichtete Verpflichtungsklage. 

Die Analyse des Planergänzungsanspruchs und insbesondere die Erklärung 
seines Vorrangs gegenüber dem Planaufhebungsanspruch soll Gegenstand der 
folgenden Untersuchungen sein. Anlaß hierfür  ist die auffällige  Diskrepanz zwi-
schen der praktischen Bedeutung des Grundsatzes vom Vorrang des Planergän-
zungsanspruchs einerseits und dem Fehlen seiner dogmatischen Klärung ande-
rerseits: Der Vorrang der Planergänzung gegenüber der Planaufhebung hat sich 
in der Praxis zu einem „Erfolgsmodell"  entwickelt, durch welches in einer Viel-
zahl von Fällen die Kassation unvollständiger Planfeststellungsbeschlüsse und 
damit die nochmalige Durchführung  eines Planfeststellungsverfahrens  vermie-
den wurde. Insofern handelt es sich bei dem Topos vom Vorrang des Planergän-
zungsanspruchs um ein gängiges Argumentationsschema. Dem steht der überra-
schende Befund gegenüber, daß eine Einordnung dieses Vorrangverhältnisses in 
das System des allgemeinen Verwaltungs-, des Staatshaftungs- sowie des Fach-
planungsrechts noch nicht gelungen ist. In Rechtsprechung und Literatur herrscht 


